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Raumplanung | Daniel Müller-Jentsch vom Thinktank Avenir Suisse kritisiert die Walliser Raumplanung und sagt:

«Auffallend ist der Kontrast 
zu Graubünden» 
WALLIS/ZÜRICH | Das Wallis
macht mobil gegen die
Revision des Raumpla-
nungsgesetzes. Avenir
Suisse stellt sich gegen
die Interessen des Wallis.
Daniel Müller-Jentsch
und seine Argumente.

Der Kanton Wallis kämpft
gegen das revidierte Raum-
planungsgesetz (RPG). Kön-
nen Sie das verstehen?
«In der Tat ist kein Kanton so
stark von der Gesetzesrevision
betroffen wie das Wallis – aber
dies ist die Folge eigener raum-
planerischer Versäumnisse in
der Vergangenheit. Von den 26
Kantonen hat das Wallis die 
am stärksten überdimensio-
nierten Bauzonenreserven. Gut
ein Drittel der gesamten Bauzo-
ne ist noch nicht überbaut. Das
entspricht etwa dem 3 bis 4-Fa-
chen dessen, was nach dem seit
1980 geltenden alten RPG er-
laubt ist. Die Rechtssprechung
des Bundesgerichts verpflich-
tet Gemeinden bereits heute
zur Rückzonung überdimensio-
nierter Bauzonen. Die RPG-Re-
vision bestätigt dies lediglich
und insofern macht ein Refe-
rendum zur Verhinderung die-
ser Regel wenig Sinn.» 

Sie kritisieren auch an-
sonsten die Walliser Raum-
planung. Warum?
«Avenir Suisse hat vor zwei Jah-
ren in einer Studie die Instru-
mente der Kantone zur Sied-
lungssteuerung untersucht. In
dem Ranking landete das Wallis
auf dem drittletzten Platz und
erhielt nur 16 von 100 mögli-
chen Punkten. Auffallend ist
der Kontrast zu Graubünden –
einem anderen grossflächigen
Bergkanton mit ähnlichen
räumlichen Voraussetzungen:
Graubünden erhielt 39 Punkte
und hat unter den Bergkanto-
nen die entwickeltste Planungs-
kultur. Bereits in den 80er- und
90er-Jahren zonten die Bünd-
ner 1000 Hektaren Bauland zu-
rück und haben jetzt insgesamt
rechtskonforme Bauzonen.»

Im Wallis müssten auf-
grund des RPGs 6000 bis
7000 Hektaren Bauzone
rückgezont werden. Kosten:
vier Milliarden Franken.
Wer soll das bezahlen? 
«Solche Flächen kann man na-
türlich nicht über Nacht zu-
rückzonen, aber das muss man
auch nicht. Erst mal muss das
neue RPG in Kraft treten und
dann haben die Kantone weite-
re fünf Jahre Zeit, ihre Richtpla-
nung anzupassen. Erst dann
muss eine Rückzonung in An-
griff genommen werden und
diese kann über einen längeren
Zeitraum gestreckt werden. In
der Zwischenzeit wird sich ein
Teil des Problems durch Ver-
brauch von Bauzonenreserven
von selbst erledigen. Was die Fi-
nanzierung betrifft, kann ein
Teil über die Mehrwertabgabe
bei Neueinzonungen gedeckt
werden. Aber dies wird wohl
nicht ausreichen und so ist
auch der Kanton gefordert. Da-
bei kommt ihm die Zweitwoh-
nungsinitiative entgegen: Sie
reduziert den Wert des Bau-
lands und somit die Entschädi-
gungsansprüche.» 

Es ist doch so, dass die 
Bodenpreise in die Höhe
schnellen werden, da Bau-
land ausgezont und das 
Angebot verknappt wird. 
«Diese Gefahr sehe ich nicht.
Rückgezont werden soll eh nur
dort, wo Bauland im Überfluss
vorhanden ist und die Preise
entsprechend tief sind. Zudem
erlaubt auch das revidierte Ge-
setz den Gemeinden, jederzeit
genug Bauland für den Bedarf
der nächsten 15 Jahre vorzuhal-
ten. Es wird also immer genug
Bauland geben. Durch die
Zweitwohnungsinitiative redu-
ziert sich sogar der Preisdruck.
Insbesondere in den Tourismus-
gemeinden dürfte das Bauland
für Erstwohnungen billiger
werden.» 

Wie beurteilen Sie die 
Siedlungsentwicklung im
 Wallis? 
«Von den 32 Instrumenten zur
Siedlungssteuerung, die wir in
unserem Kantonsvergleich un-
tersucht haben, wendet das
Wallis nicht mal einen Drittel
an – es gibt grosse Lücken im
raumplanerischen Instrumen-
tarium. Die Zersiedlung der Tal-
böden und Exzesse im Zweit-
wohnungsbau, wie etwa in
Crans-Montana, waren die Fol-
ge. Auch hier ein Vergleich:
Graubünden ist der einzige an-
dere Kanton, der einen so ho-
hen Zweitwohnungsanteil auf-
weist wie das Wallis (ca. 40%).
In Graubünden jedoch wurde
mit Unterstützung der Touris-
muswirtschaft eine Strategie
zur besseren Bewirtschaftung
des Zweitwohnungsbestands
entwickelt und 2010 ein Richt-
plan Zweitwohnungsbau in
Kraft gesetzt. Der Kanton Bern
folgte 2011 diesem Beispiel,
aber der Kanton Wallis blieb
weitgehend tatenlos.»

«Man sollte Kri-
tik von aussen
nicht reflexartig
als unfairen 
Angriff werten»

Worauf führen Sie diese
 Defizite zurück?
«Es gibt wohl eine Reihe von
Gründen. Die Realteilung und
als Folge davon eine hohe Eigen-
tumsquote, die starke Gemein-
deautonomie spielen wohl eine
Rolle. Wohl auch der Stolz der
Bergbewohner, die sich von 
der ‹Üsserschwiiz› ungerne Vor-
schriften machen lassen. Aber
es gibt vielleicht auch nicht ge-
nug Bereitschaft, politisch heik-
le, aber wichtige Reformen 
anzupacken.» 

Die Zersiedlung findet
nicht nur im Wallis statt...
«Auch in anderen Kantonen
gibt es Defizite, die wir eben-
falls kritisieren, aber nicht in
derart ausgeprägter Form. Das
Wallis ist einer der ganz weni-
gen Kantone, die noch einen
Richtplan der 1. Generation ha-
ben, viele andere arbeiten be-
reits an der 3. Generation. Das
Bundesrecht sieht eigentlich
alle zehn Jahre eine Gesamtre-

vision vor, aber im Wallis gab
es seit 1988 keine mehr – also
seit fast 25 Jahren! Man sollte
die Kritik von aussen nicht re-
flexartig als unfairen Angriff
werten, sondern dort, wo sach-
liche Argumente vorgetragen
werden, auch konstruktiv da-
mit umgehen.» 

Der Grund für die Zersied-
lung ist doch, dass im Wal-
lis grosse Flächen von Ber-
gen und Gletschern be-
deckt sind. Daher konzen-
triert sich die Siedlungs-
entwicklung auf die Tal -
ebene.
«Ein Grund mehr für eine effek-
tivere Raumplanung: Je knap-
per der Raum, desto wichtiger
ist ein haushälterischer Um-
gang mit dem Boden.» 

Die Zweitwohnungsinitiati-
ve betrifft insbesondere das
Wallis, ebenso die Revision
des RPGs. Avenir Suisse ver-
nachlässigt die Peripherie. 
«Wir setzen uns mit Fragen des
Strukturwandels in allen Lan-
desteilen auseinander. Aber
Laisser-faire in der Raumpla-
nung und der immer weitere
Bau neuer Zweitwohnungen
sind keine nachhaltige Entwick-
lungsstrategie für das Bergge-
biet. Das Wallis hat zu lange ein-
seitig auf den Bautourismus ge-
setzt. Auch hier geht Graubün-
den andere Wege: Dort hat der
Kanton beispielsweise eine mu-
tige Strategie für ‹potenzialar-
me Räume› entwickelt. Dort
gibt es seit zehn Jahren das
Wirtschaftsforum Graubün-
den. Diese ‹Denkwerkstatt› der
Bündner Wirtschaft hat zahl-
reiche hervorragende Studien
zur wirtschaftlichen Entwick-
lung im Berggebiet publiziert.
Und viele dieser Ideen werden
von der Kantonspolitik auch
aufgegriffen und weiterent -
wickelt.»

Wo sehen Sie Entwicklungs-
potenziale für das Wallis?
«Die Bewältigung des Struktur-
wandels im Tourismus, auch
durch die Umwandlung kalter
in warme Betten, ist sicherlich
zentral. Ich will nicht nerven,
aber auch hier lohnt der 
Blick ins Bündnerland, wo 
man mit dem Aufbau einer star-
ken Dachmarke, der Fusion 
von Tourismusverbänden und
jüngst mit einer Neuordnung
der Tourismusfinanzierung
den Strukturwandel voran-
treibt. Der Lötschberg-Basistun-
nel hat die Erreichbarkeit des
Oberwallis massiv verbessert.
Auch die Energiewirtschaft und
die bevorstehenden Heimfälle
bieten sicher interessante Chan-
cen. Zudem gibt es einige wich-
tige Industrieunternehmen, im
Unterwallis profitiert man vom
Boom in der Genferseeregion,
im oberen Goms hoffentlich
bald durch das Resortprojekt in
Andermatt. Es gibt also durch-
aus Stärken und Chancen, mit
denen man arbeiten kann. Das
Wichtige ist, dass man überfäl-
lige Reformen angeht und auch
die Bereitschaft hat, von ande-
ren Kantonen zu lernen. Inso-
fern sehe ich die RPG-Revision
und die Zweitwohnungsinitiati-
ve auch als Chance für das 
Wallis.» Interview: Armin Bregy

Pointiert. «Ich will nicht nerven», sagt Daniel Müller-Jentsch von Avenir Suisse. FOTO ZVG

Weitere Aspekte: A9 und Landwirtschaft

«Wir müssen die
Widersprüche benennen»
Avenir Suisse kommentiert den
A9-Autobahnbau skeptisch. In Be-
zug auf die Walliser Berglandwirt-
schaft vertritt der Thinktank eine
«differenzierte Position».

Daniel Müller-Jentsch, in einem Inter-
view mit dem «Tages-Anzeiger» sag-
ten Sie, die Autobahn im Oberwallis
hätte zurückgestellt werden sollen,
weil der Ausbau der Hauptverkehrs-
achse Zürich–Bern wichtiger sei. Jede
Region hat ihre Autobahn. Wieso soll
das Oberwallis keine haben?
«Ich sagte nur, dass ein Kapazitätsausbau
zwischen Bern und Zürich verkehrspoli-
tisch wesentlich dringlicher wäre als der
Bau einer wenig befahrenen Strecke zwi-
schen Siders und Brig – die zudem auf-
grund der vielen Tunnel extrem teuer ist.
Es ist doch schon seltsam, dass beide Stre-
cken zweispurig sind, obwohl es sich bei
der einen um die Hauptarterie und bei der
anderen um eine kleine Ader des Schweizer
Nationalstrassennetzes handelt. Es ist Auf-
gabe von Avenir Suisse, solche Widersprü-

che zu benennen. Die Kritik richtete sich
nicht gegen das Wallis.» 

Avenir Suisse will die Landwirtschaft
liberalisieren. Die Berglandwirtschaft
hätte keine Chance mehr und Kultur-
landschaften würden verschwinden. 
«Wir vertreten eine differenziertere Positi-
on. Die alpine Kulturlandschaften sind ein
wichtiges Erbe der Schweiz, sie prägen das
Bild des Landes, sind Erholungsraum und
touristisches Standortkapital zugleich. Die
Pflege eines solchen öffentlichen Gutes soll-
te in angemessenem Umfang abgegolten
werden, aber das bisherige Subventionssys-
tem tut dies nicht: Obwohl die Sömme-
rungsgebiete ca. ein Drittel der Schweizer
Landwirtschaftsflächen ausmachen, flies-
sen nur etwa 5% der Direktzahlungen dort-
hin. Gleichzeitig schaden die hohen Lebens-
mittelpreisen der Tourismuswirtschaft
und einer der Hauptverfechter einer Agrar-
liberalisierung ist aus genau diesem Grund
der Verband Hotelleriesuisse. Die Landwirt-
schaftssubventionen sind also für das Berg-
gebiet kein gutes Geschäft.» bra


